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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Die Revision des Epidemiengesetzes blieb 2013 auch nach der im Vorjahr
abgeschlossenen parlamentarischen Beratung aktuell. Die nach mehrmaligem Hin und
Her zwischen den beiden Kammern beschlossene Fassung des Gesetzes sah unter
anderem ein Impfobligatorium vor, welches unter gewissen Umständen Impfungen für
bestimmte Personengruppen vorsah. Diese Bestimmung sorgte für Unmut. Kurz nach
der Verabschiedung der Gesetzesvorlage durch das Parlament gaben mehrere Seiten
das Ergreifen des Referendums bekannt. Am 17. Januar reichten die Gegner der Vorlage
rund 80 000 Unterschriften ein und übertrafen damit das erforderliche Quorum bei
Weitem. Mehrere Gruppierungen (Junge SVP, Bürger für Bürger, EDU, Komitee wahre
Demokratie, Human Life International, Jugend und Familie, das Netzwerk
Impfentscheid) hatten sich an der Unterschriftensammlung beteiligt, jedoch ohne
überparteilichen Zusammenschluss. Auch links-grüne Politiker standen dem Gesetz
kritisch gegenüber, wollten aber nicht mit rechts-bürgerlichen oder christlich-
konservativen Kreisen kooperieren. Eine Art Federführung übernahm das „Netzwerk
Impfentscheid“ um den Naturheilpraktiker Daniel Trappitsch, welcher bereits
erfolgreich gegen das Tierseuchengesetz gekämpft hatte. Als namhafte Unterstützer
waren die Nationalräte Büchler (cvp, SG), Estermann (svp, LU), Freysinger (svp, VS),
Kessler (glp, SG) und Schwander (svp, SZ) im Komitee dabei. Die verschiedenen
Gruppierungen, welche sich gegen das Gesetz formiert hatten, führten je eigene
Gründe gegen die Vorlage an. Einige, in erster Linie christliche Kreise, warnten vor einer
«Frühsexualisierung»: Sie verdächtigten den Bund, mit der Gesetzesänderung die Aids-
Prävention und obligatorische Sexualerziehung bereits im Kindergarten forcieren zu
wollen. Andere, wie zum Beispiel der damalige Vizepräsident der Jungen SVP Schweiz,
Anian Liebrand, befürchteten eine Machtkonzentration beim Bund. Tatsächlich würde
dieser mit dem neuen Gesetz mehr Kompetenzen für die Bekämpfung übertragbarer
Krankheiten erhalten. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war aber der
«Impfzwang», wie ihn die Gegner nannten. Sie lehnen Eingriffe in das körpereigene
Immunsystem grundsätzlich ab und befürchteten, dem Staat würde mit dem Gesetz
ermöglicht, Menschen gegen deren Willen zur Impfung zwingen zu können. Der
Gesetzesentwurf sah tatsächlich vor, dass der Bund in besonderen Situationen
Impfungen für gefährdete oder exponierte Personen wie z.B. Pflegepersonal anordnen
kann. Die Streichung dieser Bestimmung war jedoch bereits in der Nationalratsdebatte
2012 debattiert und schlussendlich mit der Begründung abgelehnt worden, es handle
sich hierbei eher um eine Pflicht als einen Zwang. Die öffentliche Gesundheit sei höher
einzustufen als die persönliche Freiheit, zwangsgeimpft würde jedoch niemand.
Dennoch vermochte dieses Argument bei der Volksabstimmung am meisten zu
mobilisieren (siehe unten), auch wenn es sich hierbei nur um einen marginalen Aspekt
der gesamten Epidemiengesetz-Revision handelte. Nach der nach aussen hin
unscheinbaren Diskussion im Parlament und der deutlichen Verabschiedung mit 149 zu
14 Stimmen im Nationalrat und mit 40 zu 2 im Ständerat sollten die Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger durch das erfolgreich ergriffene Referendum also trotzdem über das
Gesetz befinden.

Noch im September 2013 konnte sich das Volk zum revidierten Epidemiengesetz
äussern. Obschon mehrere Gruppierungen gegen das Gesetz mobilisiert hatten und so
die Abstimmungsempfehlung von Regierung und Parlament bekämpfen wollten, verlief
der Abstimmungskampf eher ruhig. Dies war unter anderem der gleichzeitig
stattfindenden und als wichtiger empfundenen Wehrpflichts-Abstimmung
zuzuschreiben und liess sich auch anhand einer Analyse von Inseraten in Schweizer
Zeitungen erkennen: In den letzten acht Wochen vor Abstimmung fanden sich in über
50 Tages- und Wochenzeitungen lediglich 36 Abstimmungsinserate zum Referendum,
wobei zwei Drittel für eine Annahme des Gesetzes warben. Die grössten
Schlagabtausche ergaben sich rund um die Frage nach dem Impfobligatorium: Gegner
stilisierten dieses zu einem Impfzwang hoch und wurden dabei von den Pressetiteln
unterstützt, indem diese die Revision des Epidemiengesetzes bisweilen auf ein
„Impfgesetz“ reduzierten. Die Befürworter und der Gesundheitsminister Berset gaben
sich Mühe, diese Massnahme zu relativieren und aufzuzeigen, dass niemand gegen
seinen Willen geimpft werden könne. Die Argumentationslinien blieben jedoch
grundsätzlich starr und so wurde auch die Meinungsbildung vom sogenannten
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Impfzwang geprägt. Die in zwei Wellen durchgeführten Meinungsumfragen im Vorfeld
der Abstimmung deuteten jedoch früh auf eine mögliche Annahme der Revision. Mitte
August gaben 49% der Befragten an, eher oder bestimmt dafür zu sein, 39% waren eher
oder bestimmt dagegen und 12% waren noch unentschlossen. Auffallend war, dass der
grössere Anteil der Befragten ihre Stimmabsicht nur tendenziell formulierte, also „eher“
dafür oder dagegen zu sein schien. Diese Werte änderten sich nicht bis zur zweiten
Erhebung rund drei Wochen vor der Abstimmung, so dass zwar nach wie vor eine Ja-
Tendenz zu beobachten war, den Gegnern jedoch auch noch gut zwei Wochen für eine
Schlussmobilisierung Zeit blieb. Mit fast 60% Ja-Stimmen wurde das Gesetz an der
Volksabstimmung bei einer Stimmbeteiligung von 46,8% deutlich angenommen. Einzig
in den Innerschweizer Kantonen Schwyz und Uri sowie in den beiden Appenzell sprach
sich eine Mehrheit gegen die Vorlage aus.

Abstimmung vom 22. September 2013

Beteiligung: 46,8%
Ja: 1 395 607 (59,0%) 
Nein: 968 078 (41,0%) 

Parolen:
– Ja: FDP, CVP, SPS, EVP, CSP, GLP, BDP, GPS, Jungfreisinnige, Juso, Junge Grüne; FMH,
Hausärzte Schweiz. 
– Nein: SVP, JSVP, EDU; Schweizerischer Verein für Homöopathie.

Dass die Mehrzahl der Stimmenden ihr Votum erst sehr spät fällte und die
Entschlussfassung schwer fiel, ist auch der VOX-Analyse im Nachgang der Abstimmung
zu entnehmen. Eine starke Polarisierung war indes nicht auszumachen; einzig die SVP-
Sympathisanten lehnten die Vorlage mit rund 55% Nein-Stimmen der Parteiparole
entsprechend ab. Anhänger der FDP, der CVP und der SP hiessen das Gesetz mit
Anteilen zwischen 61 und 74% Ja-Stimmen gut, wiederum in Einklang mit den
Parteiempfehlungen. Besonders wichtig war in dieser Abstimmung das
Regierungsvertrauen: Wer ein hohes Vertrauen in den Bundesrat hatte, folgte in den
meisten Fällen der Abstimmungsempfehlung der Regierung (69% Zustimmung). Der
Gegenstand der Abstimmung war jedoch nicht allen Stimmenden geläufig, glaubte doch
die Mehrheit der Befragten, dass es um die Einführung des Impfzwangs gehe. Allerdings
legten auch jene, die das glaubten, nicht zwangsläufig ein Nein in die Urne.
Gesetzesbefürworterinnen und -befürworter nannten als häufigstes Argument den
nötigen Schutz der Bevölkerung im Falle von Epidemien (21%). Dass die Durchsetzung
von Impfobligatorien durch den Bund in bestimmten Fällen gerechtfertigt sei (20%) und
es einer Neuregelung der Kompetenzordnung im Kampf gegen Epidemien bedürfe (18%)
waren weitere wichtige Argumente für Personen, die an der Urne ein Ja einlegten.
Immerhin 16% der Befürworter gaben die Abstimmungsempfehlung des Bundesrates als
Hilfe für die eigene Entscheidung an. Unter den Gesetzesgegnern war die Angst um
einen vermeintlichen Impfzwang das dominierende Argument in der Meinungsbildung
(von 60% angegeben). Das Gesetz soll nach der Annahme per Anfang 2016 in Kraft
gesetzt werden. 1

1) BRG 10.107: NZZ, 10.10.12; NLZ und SGT, 9.1.13; TA, 11.1.13; NZZ, 18.1.13; BZ, 19.1.13; NZZ 21. und 23.8.13; Presse vom 23.9.13;
www.gfsbern.ch (Meinungsumfragen) Lit. Bernhard (Inserateanalyse); Lit. Fossati et al. (Vox).
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